Deutscher Bundestag Drucksache 7fS257 

7 . Wahlperiode 

21. 05. 76 


Sachgebiet 784 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte, aus 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 14 Abs. 7, Artikel 28, 92, 93, 94, 113 bis 116, 
227 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung 
der Handelsregelung für bestimmte, aus landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren, zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
3058/75^), wird die Höhe der beweglichen Teilbe- 
träge, die bei der Einfuhr dieser Waren erhoben 
werden, für jedes Vierteljahr des Kalenderjahres 
festgesetzt. 

Gemäß Artikel 7 dieser Verordnung müssen je- 
doch berichtigte bewegliche Teilbeträge unter be- 
stimmten Bedingungen festgesetzt werden, insbeson- 
dere um neue Schwellenpreise zu berücksichtigen, 
falls sie im Laufe des Vierteljahres festgesetzt wer- 
den. 

Solche Berichtigungen sind häufig vorzunehmen. 
Daraus ergeben sich Verwaltungsschwierigkeiten für 
die Mitgliedstaaten und eine unbeständige Lage für 
die Einführer. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es möglich ist, ohne 
wirtschaftliche Nachteile die Bestimmung aufzuhe- 
ben, wonach die Festlegung berichtigter beweglicher 


Teilbeträge vorgeschrieben ist, sodaß die Anzahl der 
jährlichen Festlegungen auf vier begrenzt ist, jeweils 
zu einem festen im voraus bekannten Zeitpunkt. 

Bei diesem Vorgehen ist es zweckmäßig, die 
augenblicklichen Anfangszeitpunkte der Vierteljah- 
resperiode um einen Monat zu verschieben, um mög- 
lichst sicherzustellen, daß diese immer kurz nach den 
Zeitpunkten der Festlegung der neuen Schwellen- 
preise fallen. 

Es ist zweckmäßig, die Möglichkeit zur Berichti- 
gung der beweglichen Teilbeträge ausnahmsweise 
offen zu lassen für den Fall, daß der Einfluß einer 
während eines Vierteljahres vorgenommenen Ände- 
rung der Preise so groß ist, daß der Warenverkehr 
erheblich gestört wird oder gestört zu werden 
droht — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
erhält folgende Fassung: 

„1. Für jede Ware wird die Höhe des beweglichen 
Teilbetrags von der Kommission für Vierteljah- 
resperioden festgelegt, die am 1. Februar, 1. Mai, 
1. August und 1. November beginnen.“ 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 306 
vom 26. November 1975, S. 3 
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Artikel 2 

Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
erhält folgende Fassung: 

„2. Nachdem das fehlende Berechnungselement be- 
stimmt worden ist, kann die Kommission, wenn 
durch Anwendung des Absatzes 1 der Waren- 
verkehr ernstlichen Störungen ausgesetzt oder 
von ernstlichen Störungen bedroht wird, berich- 
tigte bewegliche Teilbeträge festsetzen." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... .in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Mai 1976 - 14 - 680 70 - E - Zo 68176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 8. Mai 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


Bei der Einfuhr landwirtschaftlicher Verarbeitungs- 
erzeugnisse außer Anhang II des Vertrages werden 
Beträge zur Ausgleichung der Preisunterschiede des 
verarbeiteten Grunderzeugnisses erhoben. 

Diese Beträge (sogenannte bewegliche Teilbeträge) 
werden zu Beginn jedes Vierteljahres festgesetzt. 
Sie müssen jedoch zwischenzeitlich häufig geändert 
werden, wenn während eines Vierteljahres neue 
Schwellenpreise anwendbar werden. 

Ohne wirtschaftlichen Nachteil erscheint es möglich 
die Verpflichtung zur zwischenzeitlichen Änderung 
aufzuheben, was eine große verwaltungsmäßige Ver- 
einfachung für alle Beteiligten bedeutet. Zukünftig 
werden deshalb nur vier Festsetzimgen erfolgen. 


Die Verordnung ermächtigt jedoch die Kommission, 
unter außergewöhnlichen Umständen die Beträge im 
Verlaufe eines Vierteljahres zu ändern. 

Sobald der im Zeitpunkt der Festlegung der beweg- 
lichen Teilbeträge fehlende Schwellenpreis be- 
kannt wird, kann die Kommission unverzüglich 
geänderte Beträge festlegen, indem das fehlende 
Element berücksichtigt wird, sofern die Kommission 
dies für erforderlich hält. 

Weiterhin wird vorgeschlagen den Beginn jedes 
Vierteljahres zu ändern, damit diese einen Monat 
später beginnen. Durch diese Änderung schließt sich 
die Festlegung der neuen beweglichen Teilbeträge 
in vielen Fällen eng den Festlegungszeitpunkten der 
neuen Schwellenpreise an. 
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